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' Beklagte und Revisionsklägerin9
Verkündet

am 22. Mai 1957

g e g e n

° ° . I„O . - c o o o o u u . ° o o e u n o

Klägerin und Revisionsbéklagte,

hat der 1° Senat des Bundessozialgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 22° Mai 1957

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgeriohts Berlin vom
18° September 1956 wird aufgehoben, soweit die

36klagte zur Zahlüng von „.„„„DM verurteilt wor—
den ist; die Berufung der Klägerin gegen das Ur—
teil des Sozialgerichts Berlin vom 5. Oktober
1955 wird auch insoweit als unzulässig verworfenü
Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen°
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Die Versicherungsanstalt Berlin (VAE) gewährte der Klägerin

für die Zeit vom Dezember 1950 bis Februar 1952 Witwenrente

wegen Erwerbsudßhßkeite'Sie zahlte die Rente vom 1° Juli 1951
an in Höhe von 69,50 DMmonatlich aus und errechnete für die.

Zeit vorher eine Nachzahlung von 475,10 DM (Bescheid vom 4„5„
1951)° Die Rente wurde später zweimal neu berechnet; hierbei

ergaben sich Nachzahlungen von 519»— DM und 141‚——DM(Ergän—

zungsbescheide vom 10012„1954 und 1°2„1955)° Da die Klägerin

von Januar bis Anfang Juli 1951 Sozialunterétützung von insge—
_samt 430,70 DM bezog, behielt der Versicherungsträger nach

@ 1555 b RVO a.‚F° die erste Nachzahlung für diese Zeit in Höhe

von 415,80 DM voll, von der zweiten Nachzahlung 7„60 DM und von

der dritten Nachzahlung 7050 DM ein; er führte die Beträge an

das Sozialamt Schöneberg ab (Bescheide vom 4„5„19515 10°1201954
und 9„2°1955)°

Gegen den Bescheid vom 4° Mai 1951 legte die Klägerin Beschwer—

de eine Sie beanstandete die Höhe der Rente und machte außerdem
geltend, ihre Rentennachzahlung für Januar bis Juni 1951 habe nur

zur Hälfte und nicht in voller Höhe mit der Sozialunterstützung

verrechnet werden dürfen“ Der Streit über die Höhe der Rente

wurde in einem gesonderten Verfahren zugunsten der Klägerin rechte

kräftig entschieden, der Streit über die Verrechnung der Renten—

-nachzahlung ist Gegenstand des anhängigen Verfahrenso Hinsicht—

lich dieses Streites wies der Beschwerdeausschuß der VAE die Bee

schwerde der Klägerin zurück (Entscheidung vom 27„11°1955)0 Ihre
weitere Beschwerde ging nach dem Inkrafttreten des Sozialgerichtsw■

gesetzes (SGG) als Klage auf das Sozialgericht (SGO) Berlin übergz

Vor diesem erhob die Klägerin auch Einwendungen gegen den in der

Zwischenzeit ergangenen Bescheid der Beklagten vom 16° Dezember

1954; sie rügte die Höhe der damit vom 1" April 1952 an neu bewile

ligten Witwenrente und die volle Verrechnung ihrer Rentennachzah—

lung für April bis November 1952 mit der in dieser Zeit bezogenen

Sozialunterstützung° In der letzten mündlichen Verhandlung stellte

sie nur den Antrag, den-Bescheid vom 4„ Mai 1951 und die Beschwer—

deentscheidung vom 27. November 1955 aufzuheben° Das SG° wies die

Klage ab: Dem Sozialamt stehe für seine Leistungen an die Klägerin
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von Januar bis Anfang Juli 1951 ein Ersatzanspruch zu (% 1551
RVO)„ Die Befriedigung dieses Anspruchs beurteile sich nach

@ 1535 b EVO in der bis 30‚ September 1953 geltenden Fassung°

Danach sei der Zugriff auf die Rentennachzahlung der Klägerin

für diese Zeit in voller Höhe zulässig gewesen, weil es sich
hierbei

um "rückständige Rentenbeträge“ gehandelt habe (Urteil

vom 5„10„1955)„ Die Klägerin legte hiergegen Berufung ein: sie

beantragte, das Urteil.des SG„ aufzuheben und zu entscheiden,

ob ihre Rentennachzahlung in voller Höhe mit der Sozialunteré

stützung habe verrechnet werden dürfen und ob die Rentenhöhe

richtig berechnet sei° Das Lande380zialgericht (LSG„) verur—

teilte die Beklagte, an die Klägerin 173,90 DM zu zahlen; im

übrigen vefwarf es die Berufung als un2ulässig: Die Berufung

sei naeh @143 SGGzulässig„ soweit sie sich gegen die Ver—
_rechnung der Rentennachzahlung für die Zeit von Januar bis Juni

1951 richte; die angefochtene Entscheidung betreffe nicht eine
Rente für bereits abgelaufene Zeiträume, sondern einen Rückfor—

derungsanspruch‚ Die B rufung sei insoweit auch begründet° Ren—

tennachzahlungen seien keine "rücketändigen Rentenbeträge"3 so
daß die Nachzahlung nur zur Hälfte einbehalten werden durfte
(@ 1535 b EVO a„F.)„ Die Beklagte schulde daher der Klägerin
noch 173,90 DM„ Im übrigen sei die Berufung der Klägerin aber
unzulässig, weil es an einer Beschwer fehle. Das SG. habe weder

überdie Verrechnung der Rentennachzahlung für die Zeit von April

bis November 1952 noch über die Höhe der neuen Rente entschieden

(Urteil vom18„9„1956)„
Das LSG° ließ die Revision zu„ Die Beklagte legte form— und frist—

gerecht Revision ein und beantragte, das angefochtene Urteil in—

soweit aufzuheben‚ als sie nur Zahlung Von 173990 DM verurteilt

wurde° Sie ist der Auffassung, daß die Rentennachzahlung in vol—

‚ler Höhe mit der Sozialunterstützung verrechnet werden durfte°

Die Klägerin ließ sich im Revisionsverfahren nicht vertreten°

110

Die Revision ist zulässig und begründet°

Bei einer zulässigen Revision hat das Revisionsgericht zunächst

von Amts wegen zu prüfen, ob die ?rozeßvoraussetzungen für das

Klage—und Berufungsvcrfehrcn vorliegen (BSG. é/225)„ Zu den Pro—_

zeßvoraussctzurgen für des Eerufungsvcrfahren gehört die Statt—

..4_.
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haftigkeit der Berufung.Diesehat dasLSG„zu Unrechtbejaht„
In Angelegenheiten der Rentenversicherung können Urteile mit der Be—

rufung nicht angefochten werden„wenh sie nur Rente für bereits abgee
laufene Zeiträume betreffen (@ 146 SGG)° Hierbei kommt es nach dem ein—
deutigen Gesetzeswortlaut auf den Inhalt der angefochtenen Entscheiw

dung? nicht auf den Beechwerdegegenstand im Berufunesverfahren an

(Beca, SozR„ SGG5 146 Nr° 4 Da 2)„ Die Klägerin hat in der letzten
mündlichen Verhandlung vor dem SG„ beantragt, den Bescheid vom 4, Mai

1951 und die Beschwerdeentscheidung vom 27„ November 1953 aufzuheben°
Aus dem Inhalt dieser Verwaltungsentschéidungen, aus der Klagebegrün—

dung und der Prozeßgeschichte ergibt sich, daß der Antrag der Klägerin

weder die Höhe der im Bescheid vom 160 Dezember 1954 für die Zeit vom
April 1952 an bewilligten neuen Rente noch den Anspruch auf teilweise

Auszahlung der zur Verrechnung mit dem Sozialamt einbehaltenen Nach—
zahlung dieser Rente für April-bis November 1952 betrifft° Der Antrag

der Klägerin hat allein ihren Anspruch auf teilweise Auszahlung der zur

Verrechnung mit dem Sozialamt einbehaltenen Rentennachzahlung für Ja—

nuar bis Juni 1951 zum Gegenstand° Das SG° hat nach Urteilstenor und

Urteilsgründen auch nur über diesen Anspruch enteohieden° Seine klag—
'abweisende Entscheidung betrifft demnach Rente für bereits abgelaufene

Zeiträume° !

Die Auffassung des LSG„ die Entscheidung des SG. betreffe nicht Ren—

te für bereits abgelaufene Zeiträume, sondern einen Rückforderungsan—

spruch, ist unrichtig° Der Versicherungsträger hat die Rente für Janu—

ar bis Juni 1951 zum größten Teil einbehalten und an das Sozialamt ab—

geführt.) Die Klägerin ist der Auffassuhg‚.er hätte die Rente nur zur

Hälfte einbehalten dürfen° Sie will mit der anhängigen Klage erreichen,

daß der Versicherungsträger die einbehaltene Rente insoweit an sie aus—

zahlt, als er sie ihrer Meinung nach nicht an das Sozialamt hätte ab—

führen dürfen° Was die Klägerin also vom Versicherungsträger begehrt,

ist Rentee Nur um ihren Rentenanspruch handelt es sich, nicht etwa um

den Ersatzanspruch des Sozialamts und auch nicht etwa um einen beson—

deren, von ihrem.Rentenanspruch verschiedenen "Rückforderungsanspruch"

gegen den Versidherungsträger oder gegen das Sozialamt° Dem steht

nicht entgegen, daß für die Beurteilung des strittigen anspruchs auch

die Vorschriften der Reichsversicherungsordnung über die Befriedigung

des Ersatzanspruchs eines Fürsorgéträgers maßgebend sind’ Für den Ge—

genstand eines Verfahrens kommt es nicht darauf an, aus welchen Grün—

den ein Versicherungsträger den Rentenanspruch ganz oder teilweise

ablehnt. Es ist hierfür unerheblich, ob er die versicherungsrecht—

lichen Voraussetzungen (Versicherungsverhältnis, Erfüllung der War—

tezeit, Eintritt des Versicherungsfalles usw„) für nicht gegebeg
_
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ansieht oder ob er sich durch die Zahlung an einen Fürsorgeträger

nach den 55 1551 ff„ EVO a.F. von der Verpflichtung zur Rentenzah—

lung für bestimmte_2eiten und in bestimmter Höhe für befreit hält°

Im vorliegenden Fall ist demnach Gegenstand des Verfahrens und da—
mit auch Gegenstand des Urteils des SG„ der Rentenanspruch der Klä—

gerin für die — bei der Verkündung des erstinstanzlichan Urteils be—

reits abgelaufene — Zeit vom Januar bis Juni 1951° Die Berufung der
Klägerin

gegen das Urteil des SG. ist daher nach 5 146 SGG nicht statt—

haft gewesen (im Ergebnis ebenso BSG.‚ SozR„, SGG@ 146 Nr„ 5 Da 2 und

für die ähnliche Vorschrift des 5 148 Nr° 2 SGG BSG„, Urteile vom 27°

9„1956 - 8 RV 139/55
— sowie vom 14.5.1957 — 10 RV 515/55 —)„ Ihre

Berufung ist auch nicht nach 5 150 SGG statthaft gewesen, weil das SG°

sie nicht zugelassen und die Klägerin einen wesentlichen Verfahrens—

mangel nicht gerügt hat° Der Satz in der Rechtsmitblbelehrung des SG°9

"Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung gegeben", deu—

tet nur darauf hin, daß das SG, die Berufung nach @ 145 SGG für statt—

haft gehaltenhat° Es kann aus ihm nicht entnommen werden, daß die Be—'

rufung nach @ 150 Nr„ 1 SGG zugelassen worden ist (BSG„7 SozR° SGG

5150Nn 16 Da 6).‚ '
Das LSG„_hat hiernach die Berufung der Klägerin zu Unrecht für zulässig

erachtet. Die Revision der Beklagten ist daher begründet; Das Urteil des

LSG° muß aufgehoben und die Berufung als unzulässig verworfen Werden„ Die

Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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